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Drucksache 813 


Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 22. Januar 1959 

12 — 65304 — 2220/59 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich gemäß § 49 Abs. 2 des Zollgesetzes vom 
20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) in der Fassung des 
Fünften Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1671) den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf einer Vierten Verordnung zur 
Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Kohlenzoll) 


nebst Begründung mit der Bitte, die Zustimmung des Deutschen 
Bundestages herbeizuführen. 

Es handelt sich um eine dringliche Zollvorlage im Sinne des 
§ 96a der Geschäftsordnung des Bundestages. Die Verordnung 
sieht die Festsetzung von Schutzzöllen vor. 

Federführend ist der Bundesminister der Finanzen. 

Die Verordnung ist gleichzeitig dem Herrn Präsidenten des 
Bundesrates übersandt worden. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Drude: Bonner Universitäts-Buciidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr. Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Entwurf einer Vierten Verordnung 
zur Änderung des Deutschen Zolltarifs 1959 
(Kohlenzoll) 


Auf Grund des § 49 Abs. 2 Nr. 2 und 3 des Zoll- 
gesetzes vom 20. März 1939 (Reichsgesetzbl. I S. 529) 
in der Fassung des Artikels 1 Nr. 1 des Fünften 
Zolländerungsgesetzes vom 27. Juli 1957 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1671) verordnet die Bundesregierung, 
nachdem dem Bundesrat Gelegenheit zur Stellung- 
nahme gegeben worden ist, mit Zustimmung des 
Bundestages: 


§ 1 

Der Deutsche Zolltarif 1959 (Bundesgesetzbl. 
1958 II S. 751) wird für die Zeit bis zum 31. De- 
zember 1959 wie folgt geändert; 

Die Tarifnr. 27.01 (Steinkohle usw.) erhält folgende 
Fassung: 




Zollsatz für 100 kg 

Tarif- 

nummer 

i 

Warenbezeichnung 

für Waren 
aus dem 
freien Ver- 
kehr der EG, 
EWG oder 
_ EAG 

für andere 
Waren 

27.01 

Steinkohle; Steinkohlenbriketts und ähnliche aus Steinkohle ge- 
wonnene feste Brennstoffe: 




A- Steinkohle: 




1 - erzeugt in den Mitgliedstaaten der ®, gegen Vorlage eines 
Ursprungszeugnisses nach näherer Anordnung des Bundes- 
ministers der Finanzen © 

frei 

2 DM 


2 - andere © 

2 DM 

2 DM 


i B - andere: 




1 - erzeugt in den Mitgliedstaaten der ©, gegen Vorlage eines 
Ursprungszeugnisses nach näherer Anordnung des Bundes- 
1 ministers der Finanzen © 

frei 

! 

2 DM 


j 2 - andere © 

2 DM 

i 2 DM 


Anmerkungen zu Tarifnr. 27.01 

1 



1 1. Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie nicht zollfrei sind, im Rahmen 

des nachstehenden Zollkontingents 

1 

frei 


Die Zollfreiheit tritt erst ein nach Erlaß von Vorschriften über 
die Verteilung des Zollkontingents. 



Das Zollkontingent beträgt für das Jahr 1959 50 v. H. der nach 
dem Gewicht berechneten Mengen, die im Durchschnitt der Jahre 
1950 bis 1958 mit Ursprung in anderen Ländern als den Mitglied- 
staaten der Europäischen Gemeinschaft für Kohle und Stahl in das 
Bundesgebiet eingeführt worden sind, abzüglich der Mengen, die mit 

1 

1 

1 


2 



Deutscher Bundestag — 3> Wahlperiode 


Drucksache 813 




Zollsatz für 100 kg 

Tarif- 

nummer 

Warenbezeichnung 

für Waren 
aus dem 
freien Ver- 
kehr der EG, 
EWG oder 
EAG 

für andere 
Waren 

i 

1 

1 

i 

Ursprung in anderen Ländern als den Mitgliedstaaten der Europäischen 
Gemeinschaft für Kohle und Stahl in der Zeit vom 1. Januar 1959 bis 
zum Inkrafttreten dieser Verordnung zum freien Verkehr abgefertigt 
worden sind. 




2. Waren der Tarifnr. 27.01, soweit sie nicht zollfrei sind, zur Bebunke- 
rung von Seeschiffen und Fahrzeugen der Hochseefischerei in den 
Seehäfen nach näherer Bestimmung des Bundesministers der Finan- 
zen unter Zollsicherung 

frei 

frei 


§ 2 

Diese Verordnung gilt nadi § 14 des Dritten 
Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1) in Verbindung mit Artikel 2 des 
Fünften Zolländerungsgesetzes auch im Land Berlin. 

§ 3 

Diese Verordnung gilt nicht im Saarland. 

§ 4 

Diese Verordnung tritt am 16. Februar 1959 in 
Kraft. 


Begründung 


Im Jahre 1958 hat sich die Lage im deutschen Stein- 
kohlenbergbau durch ernste Absatzschwierigkeiten 
zunehmend verschlechtert und hat ein bedrohliches 
Ausmaß erreicht. Die gegenwärtige Situation ist 
dadurch gekennzeichnet, daß am 16. Januar 1959 
rd. 13,4 Mio t Steinkohle und Steinkohlenkoks 
gegenüber nur rd. 750 000 t zu Ende Dezember 1957 
auf Halde lagen. Hinzu kommen die Bestände bei 
Verbrauchern im Bundesgebiet in Höhe von schät- 
zungsweise 12 Mio t. Diese ungewöhnliche Halden- 
bildung konnte nicht verhindert werden, obwohl im 
Jahre 1958 eine große Zahl von Feierschichten ver- 
fahren worden ist. 

Zur Erleichterung der Absatzlage im deutschen 
Steinkohlenbergbau hat die Bundesregierung auf 
dem Gebiet der Einfuhr fester Brennstoffe Anfang 
September 1958 unter Anrufung des Artikels XIX 


GATT die allgemeine Genehmigung zum Abschluß 
von Einfuhrverträgen über feste Brennstoffe aus 
Ländern außerhalb des Bereichs der EGKS bis auf 
weiteres aufgehoben. Aus den vor diesem Zeit- 
punkt abgeschlossenen Einfuhrverträgen ergeben 
sich gegenwärtig noch außergewöhnlich hohe Ein- 
fuhrverpflichtungen. Diese Verpflichtungen auf der 
einen Seite sowie der fortdauernde Anstieg der 
Halden und der Feierschichten andererseits zwin- 
gen die Bundesregierung zu wirksamen Entlastungs- 
maßnahmen. Diesem Zweck dient der vorgesehene 
Zollsatz. Das zollfreie Kontingent soll handels- 
politischen und Versorgungs-Notwendigkeiten Rech- 
nung tragen. Die Zollfreiheit für Bunkerkohle soll 
ein Abwandern der Seeschiffahrt und der Fahrzeuge 
der Hochseefischerei auf ausländische Bunkerplätze 
verhindern. 


3 



